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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
Bundesrat stimmt mehreren Steuergesetzen zu 
 
In seiner Sitzung vom 25. Juni hat der Bundesrat mehreren Steuergesetzen 
zugestimmt. 

Dazu gehören u.a. KöMoG, das ATAD-Umsetzungsgesetz, das Steueroasen-
Abwehrgesetz sowie das Grundsteuerreform-Umsetzungsgesetz. 

Weitere Informationen finden Sie in unserem Blog (KöMoG, übrige 
Steuergesetze) 

 
BMF: Behandlung von Reiseleistungen 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 28. Juni 2021 ein 
umfangreiches Schreiben zur umsatzsteuerlichen Behandlung von 
Reiseleistungen veröffentlicht. 

Mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur 
Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 17. Dezember 2019 (siehe 
unseren Blogbeitrag) wurde § 25 UStG wie folgt geändert: 

• Anwendung der Sonderregelung auch für den B2B-Bereich (mit Wirkung ab dem 
18. Dezember 2019), 
• Aufhebung der Gesamtmargenbildung (mit Wirkung ab dem 1. Januar 2022) 

Die Finanzverwaltung hat die gesetzlichen Änderungen nun zum Anlass 
genommen, den Umsatzsteueranwendungserlass (UStAE) umfänglich zu 
überarbeiten. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 24. Juni 2021, III C 2 – S 7419/19/10001 :006. 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/06/30/bundesrat-stimmt-koemog-zu/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/06/30/bundesrat-stimmt-mehreren-steuergesetzen-zu-u-a-atad-umsetzungsgesetz-und-steueroasen-abwehrgesetz/+
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/06/30/bundesrat-stimmt-mehreren-steuergesetzen-zu-u-a-atad-umsetzungsgesetz-und-steueroasen-abwehrgesetz/+
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/05/13/referentenentwurf-fuer-ein-sogenanntes-jahressteuergesetz-2019-veroeffentlicht/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-06-24-umsatzsteuerliche-behandlung-von-reiseleistungen-paragraf-25-UStG.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 01. Juli 2021 

 
 
Für Zwecke der Grundsteuer ist das Grundstück gemäß § 39 Abs. 
2 Nr. 1 Satz 1 AO ausnahmsweise dem wirtschaftlichen 
Eigentümer zuzurechnen. 
Grundstückseigentümer und Vorkaufsberechtigter können den 
Übergang von Nutzen und Lasten abweichend von den in dem 
ursprünglichen Kaufvertrag festgelegten Bedingungen auf einen 
späteren Zeitpunkt festlegen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 

Das Leistungsmerkmal "eng mit der Sozialfürsorge und der 
sozialen Sicherheit verbunden" setzt voraus, dass die betreffenden 
Lieferungen bzw. Dienstleistungen jedenfalls für die der 
Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit unterfallenden Umsätze 
unerlässlich sind. 
Dienstleistungen, die die Erstellung von Gutachten zur 
Pflegebedürftigkeit betreffen, müssen nicht unmittelbar an die 
pflegebedürftigen Personen erbracht werden, um als eng mit der 
Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit verbunden angesehen 
werden zu können (Änderung der Rechtsprechung). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Eine Personengesellschaft, deren Unternehmensgegenstand der 
Betrieb von Schiffen ist, kann sowohl Schiffe betreiben, für die (bei 
Vorliegen der Voraussetzungen) der Gewinn nach § 5a EStG zu 
ermitteln ist, als auch solche, für die die Gewinnermittlung nach § 4 
Abs. 1, § 5 EStG gilt. 
Die Gewinnermittlung nach § 5a EStG kommt unabhängig davon, 
ob es sich bei dem Steuerpflichtigen um eine Ein-Schiff-
Gesellschaft handelt oder um eine Gesellschaft, die mehrere 
Schiffe betreibt, frühestens ab dem Zeitpunkt in Betracht, zu dem 
wenigstens hinsichtlich eines Schiffes alle Voraussetzungen dieser 
Gewinnermittlungsvorschrift erfüllt sind.  
 
Zum Urteil 
 

Urteil II R 44/17: 
Zurechnung eines 
Grundstücks für 
Zwecke der 
Grundsteuer 
 
 
 
 
 
 
23. Februar 2021 
 

Urteil XI R 30/20 (XI R 
11/17): Zur 
umsatzsteuerrechtlich
en Behandlung von 
Gutachtertätigkeiten 
im Auftrag des MDK 
(Nachfolgeentscheidu
ng zum EuGH-Urteil 
Finanzamt D vom 
08.10.2020 - C-657/19) 
 
24. Februar 2021 
 

 

 

Beschluss IV B 16/20: 
Gewinnermittlung 
nach der Tonnage bei 
Gesellschaft, die 
mehrere Schiffe 
betreibt 
 
 
 
 
 
22. April 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110120/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110121/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150098/
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Rechtsprechung im Blog 
 

 

Hinzurechnung von Miet- und Pachtzinsen bei Herstellung immaterieller 
Wirtschaftsgüter 

Es verstößt nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG, dass Miet- oder Pachtaufwendungen, 
die ohne das Aktivierungsverbot des § 5 Abs. 2 EStG nach § 255 Abs. 2 und 2a 
HGB Herstellungskosten immaterieller Wirtschaftsgüter wären, die bereits im Jahr 
der Herstellung aus dem Anlagevermögen ausscheiden, nach § 8 Nr. 1 Buchst. d 
und e GewStG hinzugerechnet werden, obwohl eine Hinzurechnung bei der 
Herstellung materieller Wirtschaftsgüter unterbleiben würde. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt  

Die Klägerin hatte für die Herstellung von Filmen Ausstattungsgegenstände wie 
Kostüme, Requisiten und Kamerasysteme angemietet. 

Gegen die gewerbesteuerliche Hinzurechnung der ihr dabei entstandenen 
Aufwendungen führte sie u. a. an, dass sie die angemieteten Gegenstände nur 
einmalig und kurzfristig für ein konkretes Filmprojekt benutze und die 
Ausstattungsgegenstände nicht für weitere Filmproduktionen verwenden könne, 
sie seien dann quasi verbraucht. 

Zum anderen wies die Klägerin auf das Urteil des BFH vom 25. 10. 2016 (I R 
57/15) hin, wonach Mietaufwendungen dann nicht hinzuzurechnen sind, wenn der 
Steuerpflichtige bestimmte Wirtschaftsgüter allein aufgrund auftragsbezogener 
Weisung seines Auftraggebers anmietet und die Auswahl des Auftraggebers über 
die anzumietenden Wirtschaftsgüter rein zufällig erfolgt. Dies liege hier vor, denn 
sie folge bei ihrer Auswahlentscheidung den Wünschen des Filmteams und den 
Vorgaben der Filmförderung. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg hatte keinen Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 

Die bisher höchstrichterlich nicht erörterte Frage, ob die Hinzurechnung insoweit 
gegen den allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) verstößt, als Miet- und 
Pachtzinsen bei Steuerpflichtigen, die immaterielle Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens herstellen, dem Gewinn aus Gewerbebetrieb hinzugerechnet 
werden, während eine Hinzurechnung unterbleibt, wenn Steuerpflichtige 
materielle Wirtschaftsgüter herstellen und die Miet- und Pachtzinsen als Teil der 
Herstellungskosten aktivieren, ist zu verneinen. 

Für die Hinzurechnung nach § 8 GewStG ist darauf abzustellen, ob die 
Wirtschaftsgüter zum Anlagevermögen des Mieters oder Pächters gehörten, 
wenn er ihr Eigentümer wäre. Diese Fiktion ist auf den Zweck des § 8 Nr. 1 
Buchst. d und e GewStG zurückzuführen, durch die Hinzurechnung i.S. einer 
Finanzierungsneutralität einen objektivierten Ertrag des Gewerbebetriebs zu 
ermitteln (z.B. BFH Urteil vom 25. Juli 2019, III R 22/16, BStBl 2020 II S. 51). 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/09/13/gewerbesteuerliche-hinzurechnung-von-mietaufwendungen-eines-filmproduzenten/
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Fundstelle 

BFH, Urteil vom 12. November 2020 (III R 38/17), veröffentlicht am 24. Juni 2021. 

 

Zur Annahme von Sonderbetriebseinnahmen bei Stipendiengewährung an 
die Mitunternehmer einer GbR 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass das 
einem Mitunternehmer gewährte Stipendium als Sonderbetriebseinnahme i.S. 
des. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 18 Abs. 4 Satz 2 EStG zu erfassen ist, 
wenn die durch das Stipendium geförderte Tätigkeit des Mitunternehmers im 
Rahmen der Mitunternehmerschaft mit deren Mitteln betrieben wird. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine GbR, deren ebenfalls klagende zwei Gesellschafter 
Stipendiatenverträge mit einer Universität abschlossen. Danach erhielten die 
Gesellschafter Mittel aus dem Programm „Existenzgründungen aus der 
Wissenschaft (EXIST)“ zur Realisierung eines Gründungsvorhabens im Bereich 
der Softwareentwicklung. Nach dem jeweiligen Stipendiatenvertrag sollte das 
Stipendium den Gesellschaftern ermöglichen, sich ganz der Verfolgung und 
Realisierung ihrer Gründungsidee zu widmen. Es war weder als Vergütung noch 
als Arbeitsentgelt ausgestaltet, sondern diente vielmehr allein der Sicherung des 
Lebensunterhalts und einer angemessenen Absicherung gegen das finanzielle 
Risiko von Krankheit des Existenzgründers während der Phase der 
Weiterverfolgung und Realisierung der Gründungsidee. 

Die nach diesen Vereinbarungen an die beiden Gesellschafter gezahlten 
Stipendien in Höhe von 18.000 € bzw. 16.800 € behandelte das Finanzamt nach 
einer Außenprüfung als Sonderbetriebseinnahmen aus ihrer 
Mitunternehmerschaft bei der GbR. Ein entsprechend geänderter 
Feststellungsbescheid wurde am 17. Mai 2013 erlassen. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte Erfolg (siehe den Newsletter Mai 
2018 des Finanzgerichts). 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision des Finanzamtes stattgegeben, die Entscheidung der 
Vorinstanz aufgehoben zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 

Das Finanzgericht hat zwar zutreffend erkannt, dass die streitigen 
Stipendienzahlungen keine Sondervergütungen i. S. des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
Einkommensteuergesetz (EStG) darstellen, weil die Universität als 
Stipendiengeberin nicht im Sinne der Rechtsprechung des BFH (z.B. BFH, Urteil 
vom 14. Februar 2006, VIII R 40/03; BFH, Urteil vom 7. Dezember 2004, VIII R 
58/02; BFH, Urteil vom 14. März 2012, X R 24/10) in einen Leistungsaustausch 
zwischen den Klägern einerseits und der GbR andererseits eingeschaltet war. Es 
hat jedoch unter Anwendung eines unzutreffenden rechtlichen Maßstabes 
angenommen, die Stipendienzahlungen könnten mangels Veranlassung durch 
das Gesellschaftsverhältnis auch keine (sonstigen) Sonderbetriebseinnahmen i. 
S. des § 18 Abs. 4 Satz 2 i. V. mit § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG sein. 

Das einem Mitunternehmer gewährte Stipendium als Sonderbetriebseinnahme zu 
erfassen, wenn die durch das Stipendium geförderte Tätigkeit des 
Mitunternehmers im Rahmen der Mitunternehmerschaft mit deren Mitteln 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110116/
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/archiv/newsletter_archiv/newsletter_2018/Newsletter_05_2018.pdf
https://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/archiv/newsletter_archiv/newsletter_2018/Newsletter_05_2018.pdf
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

betrieben wird. Stipendien dienen regelmäßig dazu, den Geförderten bei der 
Umsetzung eines bestimmten Forschungs-, Ausbildungs- oder 
Gründungsvorhabens finanziell zu unterstützen. Sie steigern –auch soweit 
hiervon der Lebensunterhalt bestritten wird– die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
des Stipendiaten. Bedient sich der so Geförderte als Mitunternehmer der 
Mitunternehmerschaft, um das geförderte Vorhaben voranzutreiben, ist die 
Stipendienzahlung durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst. 

Der BFH konnte mangels hinreichender Feststellungen des Finanzgerichts nicht 
entscheiden, ob die Stipendienzahlungen als Sonderbetriebseinnahmen zu 
qualifizieren sind. Das Finanzgericht wird im zweiten Rechtsgang die 
tatsächlichen Umstände der Umsetzung des geförderten Gründungsvorhabens 
durch die Kläger näher aufzuklären haben. 

Zudem weist der BFH darauf hin, dass die Aufhebung des 
Feststellungsbescheides vom 17. Mai 2013 nicht schon aus verfahrensrechtlichen 
Gründen geboten ist. 

Der Grundsatz von Treu und Glauben hindert das Finanzamt nicht daran, 
Stipendienzahlungen, die es bei der Einkommensteuerveranlagung eines 
Mitunternehmers (rechtsirrig) als steuerfreie Einnahmen i.S. des § 3 Nr. 44 EStG 
angesehen hat, später in einem gemäß § 181 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 173 Abs. 1 
AO geänderten Feststellungsbescheid als Sonderbetriebseinnahmen des 
Mitunternehmers zu erfassen. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 16. Dezember 2020 (X R 31/19), veröffentlicht am 17. Juni 2021. 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110114/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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